Wien, Donnerstag den 2. Juni 1881. XIV. Jahrgang. Nr. 22, 


Defterreicbifche 


Zeilſchrift a Verwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erfcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Bauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 


ü i is: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzufendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
een ni : vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


Als werthvolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben. und betrügt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beftellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 


erfuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die 


Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 


illi — Bei ü iger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt, And portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Inſerate werden billigſt derechnet. — Beilagengebühr nach vorheriger 8 e e 


In hall. 


Zur Auslegung des $ 17 des Preßgeſetzes. 
Mittheilungen aus der Praxis: 


Die Aenderung der Grundlagen des urſprünglichen Dienſtvertrages iſt nicht einem 


Aufhören des früheren Dienſtverhältniſſes im Sinne des § 102 der Gewerbe⸗ 
ordnung gleichzuhalten. = 7 
Die Lohnſtipulation mit dem Beiſatze: „ſo lange das Geſchäft gut geht“ 

berechtigt den Dienſtgeber nicht, ohne beſtimmte vorgängige Ankündigung 
eine Lohnreduction vorzunehmen. r 

Haftung des Gemeindevorſtehers, der ohne Genehmigung des Ausſchuſſes ein der 
Gemeinde gehöriges Geld behufs deſſen Fructificirung bei einem Creditinſtitute 
erlegte, für den Fall der Coneurseröffnung über das letztere. (s 964, 965 
a. b. G. B.; 8 66 der Gemeindeordnung für Böhmen.) 

Literatur. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 


Erledigungen. 


ur Auslegung des $ 17 des Preßgeſetzes. 


Die Schwierigkeiten, welche ſich bei der Handhabung des Preß— 
geſetzes dann ergeben, wenn der Druckort von dem Orte des Erſchei— 
nens oder der Ausgabe einer Druckſchrift verſchieden iſt, wurden 
wiederholt in Fachblättern und Schriften beſprochen. Insbeſondere 
wurde die von vielen Behörden vertretene Interpretation des Geſetzes 
angefochten, daß die Ausdrücke „Ort der Herausgabe oder des Erſchei— 
nens einer Druckſchrift“ mit der Bezeichnung „Druckort“ als gleich⸗ 
bedeutend zu betrachten find. *) 

Eine in Olmütz in letzter Zeit durchgeführte Verhandlung gab 
die Veranlaſſung zur Aufhebung des Polizeiminiſterial-Erlaſſes vom 
31. Mai 1863 und liefert demnach einen nicht unweſentlichen Beitrag 
zur Auslegung des $ 17 des Preßgeſetzes. 

Der Gegenſtand der Verhandlung war Fokgender: Anton K aus 
Prerau hat beim Olmützer Gemeinderathe, der in Preßſachen mit den 
Functionen einer landesfürſtlichen Sicherheitsbehörde betraut iſt, die 
Anzeige erſtattet, daß er eine ſtenographiſch⸗böhmiſche Druckſchrift mit 
dem Titel „Tésnopisna beseda“ in Olmütz lithographiren und in 


Prerau herauszugeben beabſichtiget. Da ſich das zu hinterlegende Pflicht: | 


exemplar in böhmiſch⸗ſtenographiſcher Schrift zur ämtlichen Behandlung 
nicht eignete, ſo wurde der Anzeiger vom Gemeinderathe verpflichtet, 
von jedem Blatte eine beglaubigte Abſchrift in gewöhnlicher Sprache 
unter der Haftung des Herausgebers ſowohl dem Gemeinderathe als 
auch der k. k. Staatsanwaltſchaft in Olmütz vorzulegen. Dieſe Behörde 
ſtellte jedoch das weitere Anſinnen an den Gemeinderath, für die Auf- 


) Abhandlung „Zur Anwendung des 5 17 des Preßgeſetzes“ in den 
Nummern 51 und 52 des Jahrganges 1880 der „Allg. öſterr. Gerichts⸗Zeitung“ 
und Lißt's Lehrbuch des öſterr. Preßrechtes, Leipzig 1878, Seite 159. 


| 
stellung eines ämtlichen verläßlichen Translators auf Koſten der Gemeinde 
Fürſorge zu treffen. Nach mehrfachen Verhandlungen und über Anſuchen 
der k. k. Oberſtaatsanwaltſchaft in Brünn, welche die gleiche Anſicht 
der k. k. Staatsanwaltſchaft in Olmütz theilte, wurde der Gemeinderath 
mit Statthaltereipräſidial⸗-Erlaß aufgefordert, für die Ueberſetzung der 
hinterlegten Pflichtexemplare der in Rede ſtehenden Druckſchrift einen 
verläßlichen, der ſtenographiſchen Schrift kundigen Mann auf Koſten 
der Gemeinde zu beſtellen. 

| Gegen dieſe Verfügung hat der Gemeinderath eine Vorſtellung, 
eventuell den Miniſterialrecurs überreicht und unter Anderem in der 
Beſchwerdeſchrift hervorgehoben, daß die periodiſche Druckſchriſt „Tes- 
nopisna beseda“ wohl in Olmütz lithographirt, jedoch in Prerau aus⸗ 
gegeben wird und daß nach ausdrücklicher und unzweifelhafter Beſtim— 
mung des Geſetzes die Hinterlegung des Pflichtexemplares nur bei der 
Sicherheitsbehörde des Ausgabeortes, im vorliegenden Falle alſo in 
Prerau und nicht in Olmütz zu geſchehen habe, alſo an jenem Orte, 
von welchem aus die Vertheilung oder Verfendung erfolgt. Der Ge⸗ 
meinderath machte weiter geltend, daß die Commune Olmütz im hohen 
Grade belaſtet würde, wollte man einer anderen Auslegung des Geſetzes 
Raum geben. Die Preßgewerbe, darunter namentlich die lithographiſchen 
Anſtalten, beſtehen nur in den größeren Städten. Die Herausgeber von 
Druckſchriften ſind daher genöthigt, die Anfertigung derſelben in der 
größeren Stadt beſorgen zu laſſen. Dies war auch bei der böhmiſch— 
ſtenographiſchen Druckſchrift der Fall, weil in Prerau keine lithogra⸗ 
phiſche Anſtalt beftehts Allerdings normire der Polizeiminiſterial-Erlaß 
vom 31. März 1863 im Widerſpruche mit dem § 17 des Preßgeſetzes, 
daß die Pflichtexemplare bei der Sicherheitsbehörde des Druckortes 
zu hinterlegen ſind. Der Olmützer Gemeinderath glaubte jedoch bei 
dieſem Widerſpruche und bei dem Umſtande, als die Anordnung des 
Polizeiminiſteriums für die Stadtgemeinde belaſtend iſt, an dieſelbe nicht 
gebunden zu ſein. 

| Der Vorſtellung des Gemeinderathes wurde nicht ſtattgegeben, 
ſondern dieſe als Recurs behandelt und die ganze Angelegenheit von 
der mähriſchen Statthalterei dem k. k. Minifterium des Innern vor⸗ 
gelegt. 


Hierüber hat das Miniſterium des Innern mit Entſcheidung vom 
Jänner 1881, 3. 272 M. J. entſchieden, wie folgt: 

„Das Miniſterium des Innern findet im Einvernehmen mit dem 
Juſtizminiſterium dem Recurſe des Gemeinderathes gegen den Erlaß 
der Statthalterei vom 2. October 1880, 3. 3090 Pr., mit welchem 
der Gemeinderath aufgeſordert wurde, für die Ueberſetzung der dort 
hinterlegten Pflichtexemplare der in Olmütz gedruckten Zeitſchrift „Tes- 
nopisna beseda“ einen verläßlichen, der ſtenographiſchen Schrift kun⸗ 
digen Mann auf Koſten der Gemeinde zu beſtellen, Folge zu geben, 
weil die gedachte Zeitſchrift in Prerau herausgegeben wird, daher das 
Pflichtexemplar derſelben nach § 17 des Preßgeſetzes bei der dortigen 
Bezirkshauptmannſchaft als der Sicherheitsbehörde des Ausgabeortes zu 
hinterlegen iſt. Zugleich wird im Einvernehmen mit dem Juftizminiſte⸗ 


28. 


rium eröffnet, daß der Erlaß des beſtandenen Polizeiminiſteriums vom 
31. Mai 1863, 3. 3156 801 I’, für die Auslegung des §S 17 des 
Preßgeſetzes rückſichtlich der in dieſer Geſetzesſtelle vorgeſchriebenen Ab⸗ 
gabe der Pflichtexemplare der Druckſchriften nicht mehr maßgebend iſt, 
daß vielmehr nach Anſicht des Juſtizminiſteriums und auf Grund der 
diesbezüglich ergangenen Entſcheidungen der Gerichte im Sinne des 
Preßgeſetzes der Druckort mit dem Orte der Herausgabe einer Drud- 
ſchrift nicht als identiſch zu betrachten iſt.“ Fr. Peyſcha. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Aenderung der Grundlagen des urſprünalichen Dienſtver⸗ 
trages iſt nicht einem Aufhören des früheren Dienſtverhältniſſes 
im Sinne des § 102 der Gewerbeordnung gleichzuhalten. 
Die Lohnſtipulation mit dem Beiſatze: „To lange das Geſchäft gut 
geht“ berechtigt den Dienſtgeber nicht, ohne beſtimmte vorgängige 
Ankündigung eine Lohnreduction vorzunehmen. 

Der Schmiedgeſelle A. P. trat am 11. December 1876 bei 
Q. O. in O. in Arbeit. O. verſprach dem Arbeiter per Woche 3 fl., 
ſo lange das Geſchäft gut gehe. 

Bis 3. April 1878 verabfolgte Q. dem Arbeiter kleinere 
Theilzahlungen, und rechnete erſt am obigen Tage mit ihm ab, gab 
ihm aber zu wiſſen, daß er ihm vom 1. April 1877 nur 2 fl. per 
Woche bezahle und verrechue, weil das Geſchäft nicht mehr ſo gut 
gegangen ſei, daher er laut Rechnung au ihn noch eine Forderung von 
30 fl. habe, weil er ihm dieſen Betrag zu viel gezahlt habe. 

Der Geſelle proteſtirte und ſagte, der Meiſter hätte ihm dieſes 
am 1. April 1877 ſchon mittheilen ſollen, nicht erſt ein Jahr darnach, 
und forderte bis 1. April 1878 per Woche 3 fl. Lohn. O ſagte, er 
könne ihn klagen, dann ſei er aber entlaſſen. 

Auf das blieb der Arbeiter bis Ende Februar 1879 und als er 
an dieſem Tage ſeine Entlaſſung erhielt, verlangte er den ihm nach 
feiner Rechnung noch gebührenden Lohnreſt per 41 fl. 81 kr., nach⸗ 
dem er auf dem Lohn per 3 fl. bis zum 1. April 1878 beſtehe. O. 
verweigerte ihm dieſe Bezahlung und bemerkte, er habe im Gegentheile 
an ihn eine Forderung von 15 fl. 7 kr, weil er ihm zu viel aus— 
bezahlt habe. 

Am 12. März 1879 klagte der Arbeiter bei der Bezirkshaupt-⸗ 
mannſchaft G. auf oberwähnte Bezahlung. Nach wiederholter beider— 
ſeitiger Einvernehmung wies die Bezirkshauptmannſchaft G. mit Ent— 
ſcheidung vom 24. April 1880, 3. 3038, den Kläger mit feiner 
Forderung ab, weil die Aufnahmsſtipulation nicht klar und weil der 
Kläger ſich bei der Auseinanderſetzung am 3. April 1878 beruhiget und 
nicht geklagt habe. 

Die Statthalterei hat über Recurs des Schmiedgeſellen zu Recht 
erkannt: 

1. Mit der Forderung des Lohnes aus dem Arbeitsverhältniſſe 
vom 11. December 1876 bis 1. April 1878 wird A. P. auf den 
Rechtsweg gewieſen, weil er nicht innerhalb 30 Tagen nach dem obigen 
Tage dieſe Forderung bei der Bezirkshauptmannſchaft geltend gemacht 
hatte, und nach dieſem Tage durch Aenderung der Grundlage des früheren 
Vertrages ein anderes Dienſtverhältniß eingetreten ift, daher hier. nach 
§ 102 der Gew.⸗Ordg die politiſche Competenz ausgeſchlofſen iſt. 

2. Die Reſtforderung des Lohnes aus dem Arbeitsverhältniſſe 
vom 1. April 1878 bis Ende Februar 1879 mit 21 fl. 12 kr. hat 
der Arbeitgeber Q. O. dem Geſellen A. P. zu bezahlen, nachdem laut 
Rechnung Letzterer in der beſagten Zeit von 48 Wochen bei einem 
Wochenlohn von 2 fl. 96 kr. diente, jedoch in dieſer Zeit nur Theil— 
zahlungen von 74 fl. 88 kr. erhielt, daher noch einen Lohn von 21 fl. 
12 kr. anzusprechen hatte, und weil er dieſe Forderung innerhalb 30 
Tagen nach Auflöſung des Dienſtverhältniſſes bei der Bezirkshaupt⸗ 


O 


— . 
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bis Ende Februar 1879 an rückſtändigem Lohn 21 fl. 12 kr. zu 
bezahlen, in dem erſten Punkte zu beheben, weil die mit 1. April 1878 
eingetretene Aenderung des urſprünglichen Dienſtvertrages einem Auf— 
hören des Dienſtverhältniſſes im Sinne des S 102 der Gew.-Ordg. 
nicht gleichgehalten werden kann, daher auch über Streitigkeiten aus 
der erſten Periode des Dienſtverhältniſſes im politiſchen Wege zu ent: 
ſcheiden kommt. 

Ferners fand das Miniſterium in dem bezogenen erſten Punkte 
zu erkennen, daß Q. O. verpflichtet ſei, dem Gehilfen P. für die Zeit 
vom 11. December 1876 bis 1. April 1878 an Lohnrückſtand den 
Betrag von 21 fl. 81 kr. zu bezahlen, weil der Arbeitgeber ohne vor- 
hergegangener Ankündigung ſelbſt nach Inhalt der von ihm behaupteten 
Vertragsſtipulation zu einer Lohnreduction nicht berechtigt war. Rück⸗— 
ſichtlich des zweiten Theiles wurde die angefochtene Entſcheidung aus 
deu Gründen derſelben beſtätigt. KR 


Haftung des Gemeindevorſtehers, der ohne Genehmigung des Aus: 

ſchuſſes ein der Gemeinde gehöriges Geld behufs defſen Fructifi⸗ 

cirung bei einem Creditinſtitute erlegte, für den Fall der Concurs- 

eröffnung über das letztere. (§§ 964, 965 a. b. G. B.; § 66 
der Gemeindeordnung für Böhmen.) 

Ueber die Klage der Gemeinde G. gegen J. als vormaligem 
Gemeindevorſteher daſelbſt verurtheilte die erſte Inſtanz den Geklagten 
in Entſprechung der Klagsbitte zur Zahlung von 1500 fl. 6. W. aus 
nachſtehenden. den Sachverhalt darlegenden Gründen: Mit Genehmi- 
gung des Bezirksausſchuſſes veräußerte die Gemeinde G. die ihr gehö- 
rigen Grundſtücke, um den Erlös zu Schulbauten zu verwenden. J., 
als damaliger Gemeindevorſteher, nahm von dem Kaufſchillinge 1500 fl. 
in Empfang und erlegte dieſen Betrag behufs Fructificirung bei der 
W. Escomtegeſellſchaft; er überreichte zugleich beim Bezirksausſchuſſe 


ein Anſuchen um Genehmigung der bezweckten Verwendung. Der Be- 


willigungsbeſcheid wurde ihm aber erſt nach Eröffnung des Concurſes 
über das Vermögen der Escomptegeſellſchaft zugeſtellt. Die Entſcheidung, 
ob J. den von der Gemeinde rückgeforderten Betrag zu zahlen habe, 
iſt mit der Löſung der Frage gegeben, wer zur Zeit der Concurs— 
eröffnung im Beſitze der Forderung von 1500 fl. gegen dieſe Geſellſchaft 
war, in weſſen Vermögen alſo die Schädigung vorging. Die veräußerten 
Gründe gehörten zum Stammvermögen der Gemeinde, und iſt durch 
§ 31 Gemeindegeſetz beſtimmt, daß die Verfügung hierüber der Beſchluß— 
faſſung des Gemeindeausſchuſſes vorbehalten ſei, der auch ſonſt über 
Alles, was nicht zur gewöhnlichen Vermögensverwaltung gehört, zu 
verfügen hat. Es ſteht daher dem Ausſchuſſe zu, hinſichtlich eines zum 
Stammvermögen gehörigen Objectes in geſetzmäßiger Weiſe Beſchluß zu 
faſſen und hiedurch für die Gemeinde von dem Objecte Beſitz zu 
ergreifen, da für Gemeinden nach § 337 a. b. G. B. durch deren 
Machthaber erworben wird, der Begriff „Machthaber“ aber durch die 
politiſchen Geſetze beſtimmt wird. Da J. einen ſolchen Beſchluß nicht 
erwirkte, obwohl ihm hiezu hinlänglich Zeit zu Gebote ſtand, hat er der 
klägeriſchen Gemeinde den eingeklagten Betrag ſammt Nebengebühren zu 
bezahlen. 

Die zweite Inſtanz beſtätigte dieſes Urtheil aus folgenden Gründen: 
Der Gemeindevorſteher iſt nach $ 51 Gemeindegeſetz nur das verwal— 
tende und vollziehende Organ in Gemeindeangelegenheiten; die Ver— 
fügung über das Stammvermögen iſt der Beſchlußfaſſung des Gemeinde— 
ausſchuſſes vorbehalten. Da J. nun außerhalb dieſes Kreiſes ſeiner 
Amtsbefugniß handelte, mengte er ſich in ein Geſchäft, zu welchem er 
aus dem Geſetze eine Befugniß nicht hatte, und wurde dadurch zum 
Geſchäftsführer ohne Auftrag. Dieſes Geſchäft aber wurde nicht zum 
überwiegenden Vortheile der Gemeinde gemacht, weshalb dieſelbe nach 
§ 1033 a. b. G. B. berechtigt iſt, zu ſordern, daß der Geklagte die 
Sache auf eigene Koſten in den vorigen Stand zurückverſetze, daher den 
Betrag an die Gemeindecaſſe abführe, beziehungsweiſe bezahle. 


mannſchaft G. angebracht hat, daher die Entſcheidung dieſer Frage nach Der k. k. oberſte Gerichtshof wies mit Entſcheidung vom 
§ 102 der Gew.⸗Ordg. in politiſche Competenz fällt. 12. November 1878, 3. 8762, die Klage derzeit ab und verurtheilte 

In Folge Recurſes des Q. O. fand das Miniſterium des Innern die klägeriſche Gemeinde in den Erſatz der Koſten aller drei Inſtanzen. 
unterm 5. April 1881, Z. 12.484 ex 1880, die Statthalterei-Ent- | Gründe: Die geklagte Gemeinde anerkennt die ſeitens des Geklagten 
ſcheidung vom 2. Juni 1880, 3. 7674, inſoferne mit derſelben der gemachte Einlage in die Escomptegeſellſchaft nicht an und fordert von 
Gehilfe A. P. einerſeits mit feiner Lohnforderung aus dem Arbeits- J. die Rückerſtattung, weil mit dem Rücktritte des Geklagten von dem 
verhältniſſe vom 11. December 1876 bis 1. April 1878 auf den Amte eines Gemeindevorftehers deſſen Recht und Pflicht zur Verwahrung 
Rechtsweg verwieſen und der Recurrent andererſeits verpflichtet wurde, des Betrages erloſchen ſei. J. hat aber den Betrag nicht zur Verwahrung, 
dem genannten Gehilfen aus dem Arbeitsverhältniſſe vom 1. April 1878 ſondern zur Verwendung für Baulichkeiten übernommen; wenn er alſo 


durch die einſtweilige fruchtbringende 
Wirkungskreis überſchritt und hiedurch der Gemeinde Schaden zufügte, 
jo kann er hiefür nur nach $ 66 Gemeindeordnung für Böhmen verant- 
wortlich gemacht werden. Aber ſelbſt wenn J. als Verwahrer des 
Betrages angeſehen würde, fo kann er nach SS 964 und 965 a. b. 
G. B. nur zum Schadenerſatze, nicht aber zur Bezahlung des über- 
nommenen Betrages verurtheilt werden, weil er den Betrag nur als 
Gemeindevorſteher in Empfang nahm, und ſomit derſelbe nur durch 
Vertrag oder Veruntreuung aus dem Vermögen der Gemeinde an den 
Geklagten hätte kommen können. Es kann daher die Erklärung der 
Gemeinde, daß fie die Erlegung des Betrages in die nun fallite Escompte- 
geſellſchaft als für ſich geſchehen nicht anerfenne, die Verpflichtung zur 
Auszahlung des ganzen Betrages nicht begründen. Da der Concurs 
über das Vermögen der Escomptegeſellſchaft aber noch nicht beendet iſt, 


der der Gemeinde zugehende Schaden ſich alſo noch nicht beſtimmen 


läßt, ſo wurde unter Abänderung der auf einer unrichtigen Auffaſſung 
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des beſtehenden Rechtsverhältniſſes beruhenden Erkenntniſſe der unteren 
Inſtanzen, wie vorſtehend, erkannt. Ger.⸗Ztg. 


Titeratur. 


Dr. Juſtin Blonski: Die Finanzgeſetzkunde des öſterreichi— 
ſchen Kaiſerſtaates (mit Rückſicht auf die ſtaatsrechtlich und zoll— 
geeinten Länder der ungariſchen Krone und das Fürſtenthum Liech— 
tenſtein), zum Gebrauche an den öſterreichiſchen Hochſchulen über— 
haupt, dann für Candidaten der theoretiſchen und praktiſchen 
Staatsprüfungen, ſowie für Beamte und Privatparteien, bearbeitet 
nach Auguſt Konoräsek und Dr. Victor Ritter von Mor. Zweite nach dem gegen- 
wärtigen Stande der öſterr. Finanzgeſetzgebung vollkommen umgearbeitete 
Auflage. II. Theil. (Schluß.) Wien, Manz'ſche k. k. Hofverlags- und Univer⸗ 
ſitätsbuchhandlung. 1880. gr. 8. (XVI. S. 423.) 

Vor einigen Monaten haben wir den erſten Theil dieſes Werkes unſeren 
Leſern empfohlen.) 
desſelben erſcheinen laſſen und hiemit das beim Erſcheinen des erſten Theiles ge— 
leiſtete Verſprechen der baldigſten Drucklegung dieſer Abtheilung eingelöſt. Wie 
der Verfaſſer in dem Vorworte zu dieſem Bande mit Recht bemerkt, konnte hierin 
nur Weniges von der erſten Auflage beibehalten, ſondern mußte das Meiſte einer 
Umarbeitung unterzogen werden, da auf dem Gebiete der im zweiten Baude 
behandelten Vorschriften (über die Verzehrungsſteuer, die Rechtsgebühren, dann 
das öſterreichiſche Staatscreditweſen) noch durchgreifendere legislative Aenderungen 
eingetreten ſind, als auf jenem der im erſten Bande erörterten. Deun das IV. Hauptſtück 
des Werkes (das erſte in dieſem II. Theile) behandelt eben die Verzehrungs⸗ 
ſtenern, namentlich Branntwein-, Bier- und Zuckerſteuer, welche bekanntlich zu 
jenen indirecten Abgaben gehören, die nach dem Geſetze vom 21. December 1867, 
R. G. Bl. Nr. 146, und nach Artikel XI des mit den Ländern der ungariſchen 
Krone geſchloſſenen Zoll- und Handelsbündniſſes nach vereinbarten gleichartigen 
Geſetzen und Verwaltungsvorſchriften in beiden Reichstheilen gehandhabt werden. 
Wenn ſchon in der erſten Unterabtheilung dieſes Hauptſtückes (Verzehrungsſteuer 


überhaupt) die Geſetze vom 17. Auguſt 1862, 6. Febr. 1866, 6. September 1868, 
16. Juni 1877 und 27. Juni 1878 als wichtiges Neue ſchaffend in Betracht 


gezogen werden mußten, in der zweiten Unterabtheilung (Bierſteuer) desgleichen 
das Geſetz vom 28. April 1869 und mehrere einſchlägige Finanzminiſterial⸗Erläſſe, 
insbeſondere ex 1868 und 1874: jo erſcheint dermal für die dritte Unter— 
abtheilung (gebrannte geiſtige Flüſſigkeiten) das Geſetz von 27. Juni 1878, 
R. G. Bl. Nr. 72, als grundlegende Norm, und der Erlaß des Finanzminiſteriums 
vom 3. Juli 1878 (V. B. desſelben Nr. 27) als maßgebende Vollzugs vorſchrift 
und Belehrung, welche demnach vollſtändige Berückſichtigung erfuhren. Letztere 
beiden reguliren auch die vierte Unterabtheilung (Zuckererzeugniſſe aus inlandiſchen 
Stoffen) nebſt dem Geſetze vom 18. Mai 1875, R. G. Bl. Nr. 84. Der Verfaſſer 
hat aber auch ſchon hier die Beſtimmungen der ihm noch nicht als Geſetz vor 

gelegenen Zuckerſteuernovelle vom 18. Juni 1880 in Betracht gezogen und die 
projectirten Aenderungen überall im Texte angedeutet. — In der fünften Unter⸗ 
abtheilung (Einhebung der Verzehrungsſteuer) iſt die Baſis der Abfindung 
(Finanzminiſterial⸗Erlaß vom 13. Juli 1877, Z. 18.956, ſammt Vertrags⸗ 
muſtern), — dann das Geſetz vom 16. Juni 1877, R. G. Bl. Nr. 60, und die 
Vollzugsvorſchrift hiezu vom 26. Junt 1877 (V. B. Nr. 14) über die tarifmäßige 
Verſteuerung des Fleiſches insbeſondere eingehend behandelt, — während letzteres 


) Siehe Nr. 43, Jahrgang 1880, Seite 179. 


Die Verlagsfirma hat raſch den zweiten und Schlußtheil 


Anlage des Betrages ſeinen und dann das Branntweinſteuergeſetz auch in die ſechſte Unterabtheilung (Ueber⸗ 
tretung der Vorſchriften über das ſteuerbare Verfahren) hinüberreichen. 


— Nicht 
minder wurden im fünften Hauptſtücke von den Gebühren überhaupt (nach 
den drei Unterabtheilungen a) von Rechtsgeſchäften, Urkunden, Schriften und 
Amtshandlungen, — b) von Spielkarten, Kalendern und Zeitungen, und e) von 
den Taxen) ſehr belangreiche Umarbeitungen durch die fortſchreitende Geſetzgebung, 
namentlich das wichtige Geſetz vom 13. December 1862 (R. G. Bl. Nr. 89), 
wodurch das Gebührengeſetz vom 9. Februar 1850 einer ziemlich durchgreifenden 
Reform unterzogen, einige Nachtragsbeſtimmungen eingeführt und mehrere wichtigere 
Tariſpoſitionen abgeändert wurden, — ferner die Geſetze vom 29. Februar 1864, 
vom 24. Mai 1873 und vom 8. März 1876 veranlaßt, welche insgeſammt als 
eine beſonders gelungene Partie dieſes Theiles des Werkes zu bezeichnen find. 
Schließlich behandelt der Verfaſſer in ſieben Anhängen zu dem Werke: I. die 
weſentlichſten Beſtimmungen über Gefällsſtrafen und das diesfällige Strafver- 
fahren, — II. das Hauſiergeſetz, — III die allgemeinen Beſtimmungen über die 
Bemeſſung, Einbringung und Verjährung der Steuern und Gebühren, — IV. die 
Inſtitution des Verwaltungsgerichtshofes, — V. das öſterreichiſche Eaſſen- und 
Rechnungsweſen im Auszuge, — VI. den öſterreichiſchen Staatshaushalt, und VII. 
die öſterreichiſchen Staatsſchulden. Im Nachtrage wird I. die Verzehrungsſteuer 
(Dazio-Consumo) in Dalmatien nach dem Geſetze vom 20. December 1879, 
R. G. Bl. Nr. 139, (worin der freundliche Leſer den ſtörenden Druckfehler in der 
Ziffer des Geſammtertrages — 120 Millionen — nach der Poſt im Staats- 
voranſchlage, Rubrik Einnahmen, Seite 374, in den richtigen Anſatz mit 120.000 fl. 
verbeſſern wird), — II. die Zuckerſteuernovelle vom 18. Juni 1880, R. G. Bl. 
Nr. 74, welche ſchon oben berührt erſcheint, — erörtert und unter III. werden 
einige wichtigere Beſtimmungen der Stempel- und Gebührenvorſchriften behufs 
Vervollſtandigung der obbeſprochenen gedrängten Abtheilung (beginnend mit Seite 
151 u. ff.) angefügt. So können wir alſo auch dieſem zweiten Theile des 
Werkes eine reiche Fülle des Gebotenen nachrühmen, wie wir denn auch das am 
Schluße unſerer Beſprechung über den erſten Theil Geſagte bezüglich der Aus⸗ 
ſtattung und des Preiſes nur zu wiederholen Anlaß haben. R. 


Hanel Adolf, k. k. Steuerinſpector, zuletzt zu Mies in Böhmen: Die 
öſterreichiſchen Steuergeſetze und die Verordnungen über deren 
Ausführung. IV. Theil. Die Grundſteuer (Regulirung). V. Theil. Die Ein— 
kommenſteuer. In einem Bande. Nach dem Tode des Herausgebers zuſammen— 
geſtellt von Dr. Victor Röll. Wien, Manz'ſche k. k. Hof- und Univerſitätsbuch⸗ 
handlung. 1880. 

Der gleichfalls in dieſen Blättern *) erfolgten Ankündigung des baldigen 
Erſcheinens dieſes zweiten Bandes iſt die That auf dem Fuße gefolgt und liegt 
auch dieſes Werk unn vollſtändig vor. Im IV. Theile werden zweckmäßigerweiſe nur 
die Geſetze vom 24. Mai 1869, Nr. 88, vom 6. April 1879, Nr. 54, und vom 
28. März 1880, R. G. Bl. Nr. 34, über die Regelung der Grundſteuer berück— 
ſichtigt. Dagegen enthält der V. Theil außer den grundlegenden Normen, Patent 
vom 29. October 1849, Nr. 439, der Vollzugsvorſchrift vom 11. Jänner 1850, 


R. G. Bl. Nr. 10, und Belehrung vom 7. Februar 1850, Z. 11.723, eine ſorg⸗ 


fältige Zuſammenſtellung der das Einkommenſteuerpatent erläuternden Finanz- 
minifterial-Erläffe, welche, 210 an der Zahl, von dem nach dem Ableben des 
Herausgebers mit der Edition betrauten Dr. Vietor Röll unmittelbar aus der 
Bibliothek und den Acten des Finanzminiſteriums geſchöpft wurden. Obwohl 
übrigens die Zuſammenſtellung ſelbſt beſcheiden nur als „nahezu vollzählig“ 
bezeichnet wird: ſo können wir auf Grund von Stichproben dem freundlichen 
Leſer die Verſicherung ertheilen, daß vielmehr ſelbſt ſolche aufgenommen find 
die anderen Miniſterien als dent Finanzminiſterium entſtammen und ſogar nur 
in der fachlichen Literatur, nicht mittelſt der Verordnungsblätter veröffentlicht 
wurden, z. B. der in dieſer Zeitſchrift mitgetheilte Erlaß des Miniſteriums 
des Junern vom 16. Juni 1870, 3. 7553 (Nr. 140 der Sammlung), jener des⸗ 
ſelben Miniſteriums vom 14. October 1879, Z. 14.962 (Nr. 209 daſ.), des 
Ackerbauminiſteriums vom 4. Juli 1872, Z. 5528 (Nr. 149 daſ.), des Kriegs⸗ 
miniſteriums vom 6. November 1877, 3. 6987 (Nr. 202 daf.) u. dgl. m. Durch 
dieſe Emſigkeit in der Aufſuchung der Quellen erſcheint die Brauchbarkeit der 


Sammlung auch für weitgehende Anforderungen der Fachmänner verbürgt. Ein 


genaues alphabetiſches Regiſter, handliches Format und gut lesbarer Druck (mit 
lateiniſchen Lettern) erleichtern die Benützung. R. 


*) Siehe Nr. 44, Jahrgang 1880, Seite 183. 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. IV. Quartal. 


Landes⸗Geſetzblatt für das Königreich Böhmen. 
XII. Stück. Ausgeg. am 30. October. 

Nr. 67. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 17. Sep⸗ 
tember 1880, Z. 52.326, betreffend die Bemauthung der neuerbauten Iſerfluß⸗ 
brücke bei Drazic. 

Nr. 68. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 18. Sep⸗ 


tember 1880, 3. 52.325, betreffend die Bemauthung der Stankau-Srbitzer Bezirks⸗ 


ſtraße. 

Nr. 69. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 22. Sep⸗ 
tember 1880, Z. 56.094, betreffend die Ausdehnung der Brückenmauth auf der 
Egerbrücke in Kaaden auf Fußgänger und Vecturanten mit Karren und Hand— 


wagen. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 12. November. 


Nr. 70. Geſetz vom 12. September 1880, mit welchem der königlichen 
Hauptſtadt Prag die Bewilligung zum Abverkaufe der auf dem Kronprinz⸗ 
Rudolphs⸗Quai gelegenen Grundfläche von 900 84 Quadratklafter oder 3240 Qua⸗ 
dratmeter an das k. k. Aerar ertheilt wird. 

Nr. 71. Geſetz vom 12. September 1880, wirkſam für das Königreich 
Böhmen, womit das Geſetz vom 7. Jänner 1875, betreffend die Bemauthung 
der Verbindungsſtraße zwiſchen Podol und Wyſchehrad abgeändert wird. 

Nr. 72. Geſetz vom 13. September 1880, womit der Stadtgemeinde 
Thereſienſtadt bewilligt wird, bei Ausführung von Neubauten auf den für Privat⸗ 
häuſer vorbehaltenen Bauſtellen Baucautionen einzuheben. 

Nr. 73. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 24. Sep⸗ 
tember 1880, Z. 56.221, betreffend die Bemauthung der beiden Beraunbrücken 
nächſt Roſtok und Neuhütten. 

Nr. 74. Geſetz vom 28. September 1880, wirkſam für das Königreich 
Böhmen, enthaltend die Erläuterung und theilweiſe Abänderung einzelner Be⸗ 
ſtimmungen der Gemeindeordnung und Gemeindewahlordnung vom 16. April 
1864, L. G. Bl. Nr. 7, dann des Geſetzes über die Bezirksvertretung vom 
25. Juli 1864, L. G. Bl. Nr. 27, betreffend die Anrechnung der Zuſchläge zu 
den directen Steuern. 

Nr. 75. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 1. Octo⸗ 
ber 1880, 8. 56.222, betreffend die Weiterbemauthung der in den Bezirken 
Neudeck und Graslitz gelegenen Bezirksſtraßen. 

Nr. 76. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 8. Octo⸗ 
ber 1880, Z. 61.272, betreffend die Einhebung der zur Deckung der Landes- 
erforderniſſe für das Jahr 1881 erforderlichen Umlagen. 

Nr. 77. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 9. Dcto- 


ber 1880, Z. 48.481, betreffend die Bemauthung der im Zuge der Wildſtein⸗ 


Schönbacher Bezirksſtraße liegenden Brücke bei Hörſin, der Wildſtein⸗Schofſen⸗ 
reuther Bezirksſtraße und der im Zuge dieſer Straße liegenden Brücke in 
Mühleſſen. 

Nr. 78. Gefetz vom 13. Oetober 1880, wirkſam für das Königreich 
Böhmen, behufs Hintanhaltung und Vertilgung der Schmarotzerpflanze Kleeſeide 
(Cuscuta). 

Nr. 79. Kundmachung des k. k. Statthalters ſür Böhmen vom 13. Oct o⸗ 
ber 1880, Z. 62.130, betreffend die Aenderung des Namens des Marktfleckens 
„Buckov“ in „Bustehrad“. 

Nr. 80. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 19. Octo⸗ 
ber 1880, Z. 59.230, betreffend die Berichtigung eines im böhmiſchen Texte des 
IX. Stückes Nr. 36 dieſes Landesgeſetzblattes vorkommenden Druckfehlers. 

Nr. 81. Kundmachung des k. k. Statthalters für Böhmen vom 23. Octo⸗ 


ber 1880, Z. 63.561, betreffend die Verlegung des Mautheinhebungspunktes auf 


der Königswart⸗Dreihackener Bezirksſtraße von Dreihacken nach Altwaſſer. 

Nr. 82. Kundmachung der k. k. Finanz Landesdirection für Böhmen vom 
25. October 1880, Z. 58.401, betreffend den Verſchleiß von Druckbögen für 
die zum Behufe der Bemeſſung des Gebührenäquivalentes einzubringenden Be⸗ 


kenntniſſe 
(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Finanzminiſter Dr. Julian Ritter von 
Dunajewski als Ritter des Ordens der eiſernen Krone erſter Claſſe die Würde 
eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Generalconſul für Egypten Miniſterialrath 
Ignaz Freiherrn von Schaeffer das Commandeurkreuz des Leopold⸗Ordens, den 
Conſuln Paul Reglia in Port⸗Said und Dr. Wilhelm Seewald in Cairo, 
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ſowie dem Richter erſter Inſtanz bei den gemiſchten Tribunalen in Egypten Julius 
Günner den Orden der eifernen Krone dritter Claſſe, ſämmtlichen tayfrei, 
verliehen. 
| Seine Majeſtät haben dem Landeshauptmanne des Herzogthums Salzburg 
Karl Grafen Chorinsky das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens, dem Bürgermeiſter 
der Landeshauptſtadt Salzburg Rudolph Biebl den Orden der eiſernen Krone 
dritter Claſſe, beiden taxfrei, dann dem erſten Rechtsrathe des Salzburger 
Na Anton Neumüller das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben die vom k. und k. Honorar⸗Generalconſul in Rio 
de Janeiro C. W. Groß angeſuchte Enthebung von den ihm übertragenen Func⸗ 
tionen genehmigt und ihm bei dieſem Anlaſſe den Generaleonſulstitel ad per- 
sonam belaſſen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der Landesregierung in Salzburg in Ver⸗ 
wendung ſtehenden Bezirkshauptmanne Eugen Korber anläßlich deſſen Penſioni⸗ 
rung den Titel und Charakter eines Re ierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Viceconſul Valentin Demsar in Alexandrien 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens, dem Generalconſulats⸗Kanzliſten Karl 
Petrovich daſelbſt, dem Honorardragoman Demeter Zariffa in Cairo und dem 
Conſularagenten G. B. Confalonieri in Ismailia das goldene Verdienſtkreuz 
mit der Krone verliehen. 

Seine Maſeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Zolloberamts⸗ 
Vicedirectors bekleideten Zolloberamts⸗Controlor des Hauptzollamtes in Wien Franz 
Holzer anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes tarfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe im Finanzminiſterium 
Anton Meißner anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines 
Regierungsrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Controlor der niederöſterreichiſchen Landes⸗ 
hauptcaſſe Moriz Schwabe tarfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Dr. Karl Theodor von Inama-Sternegg 
zum Director der adminiſtrativen Statiſtik ernannt und demſelben den Titel und 
Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Adjuncten Karl Bohusläwek im Seeretariate 
Sr. k. und k. Hoheit des Kronprinzen Erzherzog Rudolph den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Hofconcipiften taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Hilfsämteradjuncten des k. k. Oberſthoſmeiſter⸗ 
Anton Böhm zum Regiſtratursdirector ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem k. und k. Conſulareleven Emerich von Räth 
und dem Dragoman und Official Gabriel Nahas des k. und k. Generalconſulates 
in Alexandrien das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des k. k. Miniſteriums des Innern hat 
die Bezirkscommiſſäre Leo Ritter von Hansgirg und Wilhelm Freiherrn von 
Pillerstorff zu StattHaltereijecretären ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Commiſſäre der Polizeidirection in Wien Alois Schiffner, Emil Loſchan und 
Ludwig Walter zu Polizei-Obercommiſſären, dann die Concipiſten dieſer Polizei⸗ 
direction Joſeph Sojka, Wilhelm Kropatſchek, Karl Adami und Paul 
Ruttrich zu Polizeicommiſſären ernannt. 

Der Handelsminiſter hat dem Poſtſecretär Andreas Lunda in Lemberg 
eine Oberpoſtcommiſſärsſtelle daſelbſt verliehen und den Bezirkspoſteommiſſär 
Emil Gaberle zum Poſtſecretär in Lemberg ernannt. 


I 
amtes 


Erledigungen. 

Drei Poſtaſſiſtentenſtellen in Oeſterreich unter der Enns in der eilften 
Rangsclaſſe, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 120.) 

Armenarztesſtelle im 9. Bezirke von Wien gegen Jahresremuneration per 
300 fl., bis 15. Juni. (Amtsbl. Nr. 121.) 

Mehrere zeitliche ökonomiſche und Waldſchätzungsreferentenſtellen mit Bezug 
eines Taggeldes von 3 fl., bis 5. Juni (Amtsbl. Nr. 121.) 

Telegraphen⸗Oberamtsve waltersſtelle bei der k. k. Telegraphenhauptſtation 
in Salzburg in der achten Rangsclaſſe, bis 15. Juni. (Amtsbl. Nr. 124.) 


Im Verlage der Manz'schen k. k. Hofverlags- und Univ.-Buch- 
handlung in Wien, I., Kohlmarkt Nr. 7, ist soeben erschienen und 
durch alle Buchhandlungen zu beziehen; 


Plenarbeschlüsse und Entscheidungen 


des k. k. Cassationshofes, 
veröffentlicht im Auftrage des k. k. Obersten Gerichts- als Cassations- 
| hofes von der Redaction der „Allg. österr, Gerichts-Zeitung“. 
Dritter Band. 
Entscheidungen Nr. 201—-300. 
(Mit doppeltem, die erschienen drei Bände umfassenden Register.) 
Umfang 281, Bogen im bekannten Format. 
Preis geh. 2 fl.; in Leinwandband 2 fl. 50 kr. 


Dienſttauſch. 
Statthalterei-Concipiſt vom Lande ſucht Dienſttauſch. Anträge 
unter „Dienſttauſch“ an die Expedition dieſes Blattes. 
DEE Hiezu als Beilage: Bogen 7 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


